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Wachstumschancengesetz

Der Bundestag hat am 17.11.2023 das Wachstumschan-
cengesetz beschlossen. Es soll die allgemeine wirtschaft-
liche Situation für deutsche Unternehmen verbessern, 
zu Investitionen anregen, das Steuersystem an zentralen 
Stellen vereinfachen sowie Steuerschlupflöcher aufde-
cken und beseitigen. Die wichtigsten Punkte haben wir 
im Folgenden für Sie zusammengefasst:
•	 Einführung einer neuen Freigrenze für Einnahmen 

aus Vermietung und Verpachtung i.H. von 1.000 € 
(ab VZ 2024).

•	 Aufwendungen für Geschenke an Nichtarbeit-
nehmer sollen zukünftig i.H. bis 50 €/Person 
gewinnmindernd berücksichtigt werden können 
(für Wirtschaftsjahre nach dem 31.12.2023).

•	 Die Zinsabzugsbeschränkung soll an die Vorgaben 
der Anti-Tax-Avoidance-Directive (ATAD) angepasst 
werden (ab VZ 2024).

•	 Sonderregelung der privaten Nutzung von Elek-
trofahrzeugen: Die Regelungen für reine Elekt-
rofahrzeuge im Rahmen der 1-%-Regelung und 
der Fahrtenbuchregelung werden angepasst. Die 
Bemessungsgrund-lage beträgt weiterhin nur ein 
Viertel der Anschaffungskosten oder vergleichbarer 
Aufwendungen. Der Höchstbetrag für den Bruttolis-
tenpreis des Fahrzeugs wird jedoch von 60.000 € auf 
80.000 € erhöht. Diese Änderung gilt für Fahrzeuge, 
die nach dem 31.12.2023 angeschafft werden.

•	 Anhebung des Werts für sofort vollständig abzugs-
fähige geringwertige Wirtschaftsgüter auf 1.000 €, 
sowie Anhebung der Betragsgrenze für den GWG-
Sammelposten auf 5.000 €. Die Abschreibungsdauer 
soll von 5 auf 3 Jahre verringert werden (gilt für GWG, 
die nach dem 31.12.2023 angeschafft werden).

•	 Befristete Wiedereinführung der degressiven AfA 
in Höhe des 2,5fachen der linearen AfA (maximal 
25 %) für bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlage-
vermögens die zwischen dem 1.10.2023 und dem 
31.12.2024 angeschafft oder hergestellt werden. 

•	 Befristete Einführung einer degressiven AfA für 
Wohngebäude i.H. von 6 % – gilt für Gebäude, die 
entweder vom Steuerpflichtigen selbst hergestellt 
oder im Kalenderjahr der Fertigstellung gekauft 
wurden. Im Jahr der Herstellung oder Anschaffung 
erfolgt die Abschreibung zeitanteilig. Bei Anschaf-
fung besteht die Wahlmöglichkeit zwischen degres-
siver und linearer Abschreibung. Während der 
Nutzung der degressiven Abschreibung sind keine 
Absetzungen für außergewöhnliche Abnutzungen 
erlaubt. Ein Wechsel zur linearen Abschreibung ist 
unter bestimmten Voraussetzungen möglich. Die 
Regelung gilt für Gebäude, deren Bau oder Kaufver-
trag zwischen dem 1.10.2023 und dem 30.9.2029 
abgeschlossen wird.

•	 Erhöhung der Sonderabschreibung nach § 7b 
EStg für Wohngebäude – die Sonderabschreibung 
betrug bisher 5% aus 2.500 € je Quadratmeter 
Wohnfläche. Nun soll sie auf 5% aus 4.000 € je 
Quadratmeter Wohnfläche erhöht werden, und bis 
1.10.2029 verlängert werden.

•	 Sonderabschreibungen bei Betrieben mit einer 
Gewinngrenze von 200.000 €/Jahr im Vorjahr der 
Investition. Zukünftig sollen nun 50 % der Inves-
titionskosten abgeschrieben werden können 
(gilt für Anschaffung von Wirtschaftsgütern nach 
31.12.2023).

•	 Anhebung des Freibetrags für Zuwendungen des 
Arbeitgebers an seine Arbeitnehmer für Betriebs-
veranstaltungen auf 150 € (bisher 110 €) (ab VZ 
2024).

•	 Verpflegungsmehraufwendungen:
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1.	An Tagen, an denen der Arbeitnehmer 24 Stunden 
abwesend ist, steigt der Betrag von 28 € auf 32 €.

2.	Bei mehr als 8 Stunden Abwesenheit sowie für 
den An- und Abreisetag einer mehrtägigen 
auswärtigen Tätigkeit erhöht sich der Betrag auf 
16 € (zzt. 14 €) (ab VZ 2024).

•	 Die „Fünftelungsregelung“, die bisher von Arbeitge-
bern zur Berücksichtigung von Tarifermäßigungen 
für bestimmte Arbeitslöhne angewendet wurde, 
wird aufgrund ihrer Komplexität nicht mehr von 
diesen durchgeführt. Die Arbeitnehmer müssen 
diese Vergünstigung im Veranlagungsverfahren 
selbst beantragen (ab Lohnsteuerabzug 2024).

•	 Geplant ist eine Ausdehnung des Verlustrücktrags 
um ein weiteres Jahr auf insgesamt drei Jahre. Die 
Betragsgrenzen, die ab dem VZ 2020 auf 10 Mio. 
(20 Mio. bei Ehegatten) angehoben wurden, sollen 
dauerhaft gelten. Das gilt auch für die Körperschaft-
steuer (ab VZ 2024).

•	 Erweiterter Verlustvortrag:  Derzeit können Verluste 
bis zu einem Sockelbetrag von 1 Mio. € (2 Mio. € für 
Ehegatten) vollständig ins nächste Jahr übertragen 
werden. Über diesen Betrag hinaus sind nur 60% der 
Verluste vortragsfähig. Von 2024 bis 2027 wird diese 
Beschränkung auf 80 % erhöht. Ab 2028 gilt wieder 
die 60 %-Regelung. Die Erweiterung des Verlustvor-
trags gilt gleichermaßen für die Körperschaftsteuer 
(ab VZ 2024).

•	 Versorgungsfreibetrag: Beginnend mit dem Jahr 
2023 soll der steuerfreie Anteil von Versorgungs-
bezügen langsamer reduziert werden, mit einer 
jährlichen Verringerung des Prozentsatzes um 0,4 
statt 0,8 Prozentpunkte. Der Höchstbetrag und der 
zusätzliche Betrag sinken jährlich um 30 € bzw. 9 € 
(ab VZ 2023).

•	 Rentenbesteuerung: Ab 2023 steigt der zu versteu-
ernde Anteil der Rente jährlich um 0,5 % statt 1 %, 
beginnend mit 82,5 % im Jahr 2023, bis 100 % im 
Jahr 2058 erreicht sind (ab VZ 2023).

•	 Die jährliche Reduzierung des Altersentlastungs-
betrags soll halbiert werden, sowohl in Bezug auf 
den anzuwendenden Prozentsatz (von 0,8 auf 0,4 
Prozentpunkte) als auch auf den Höchstbetrag (von 
38 € auf 19 €) (ab VZ 2023).

•	 Anhebung der Freigrenze für private Veräuße-
rungsgeschäfte auf 1.000 € je Steuerpflichtigem (ab 
VZ 2024).

•	 Alle Personengesellschaften sollen die Möglichkeit 
erhalten, zur Körperschaftbesteuerung zu wechseln 
(ab Tag der Verkündung).

•	 Für energetische Maßnahmen an einem zu eigenen 
Wohnzwecken genutzen Objekt, mit deren Durch-
führung nach dem 31.12.2023 begonnen wurde 
und die vor dem 1.1.2026 abgeschlossen sind, 
erhöht sich die Steuerermäßigung im Kalenderjahr 
des Abschlusses der Maßnahme und im nächsten 
Kalenderjahr auf 10 % (bisher: 7 %) der Aufwen-
dungen, höchstens jedoch je 14.000 EUR und im 
übernächsten Kalenderjahr weitere 10 % (bisher 6 
%) der Aufwendungen, höchstens jedoch 12.000 
EUR.

•	 Gewerbesteuer: Erweiterte Kürzung für Grund-
stücksunternehmen durch die Erhöhung der 
Unschädlichkeitsgrenze von 10 % auf 20 % (ab Erhe-
bungszeitraum 2023).

•	 Das Klimaschutz-Investitionsprämiengesetz 
betrifft Steuerpflichtige mit Einkünften aus Land- 
und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb und selbststän-
diger Arbeit, die nicht steuerbefreit sind. Begünstigt 
werden Investitionen in neue, abnutzbare, beweg-
liche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens.  
 
Des Weiteren muss die Investition die Energieeffi-
zienz des Unternehmens verbessern; dies ist durch 
ein Einsparkonzept nachzuweisen. Der Förderzeit-
raum beginnt grundsätzlich am 1.1.2024; Investiti-
onen müssen ab diesem Zeitpunkt bis spätestens vor 
dem 1.1.2030 abgeschlossen sein. Die Förderung gilt 
für Investitionen über 5.000 €. Ein Mindestwert von 
10.000 € als Bemessungsgrundlage ist erforderlich, 
um einen Antrag zu stellen. Die Investitionsprämie 
beträgt 15 % der Investitionen und ist auf max. 200 
Mio. € begrenzt. Innerhalb des Förderzeitraums 
können maximal vier Anträge gestellt werden. Die 
AfA wird nach der Festsetzung der Investitions-
prämie von den geminderten Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten berechnet.

•	 Ist-Besteuerung: Die Umsatzgrenze soll ab 2024 
von 600.000 € auf 800.000 € angehoben werden (ab 
Besteuerungszeitraum 2024).

•	 Die Buchführungspflicht für gewerbliche Unter-
nehmen sowie Land- und Forstwirte soll zukünftig 
erst ab einem Gesamtumsatz von 800.000 € (bisher 
600.000 €) oder einem Gewinn von 80.000 € (bisher 
60.000 €) bestehen (für Wirtschaftsjahre nach dem 
31.12.2023).

•	 Steuerpflichtige, die jährlich mehr als 500.000 € 
Überschusseinkünfte erzielen, müssen dazugehö-
rige Unterlagen 6 Jahre lang aufbewahren. Diese 
Grenze soll auf 750.000 € erhöht werden (gilt ab VZ 
2027).

Bitte beachten Sie, dass es sich hierbei den Gesetzes-
entwurf handelt. Die Zustimmung durch den Bundesrat 
ist für den 15.12.2023 geplant, entsprechend ist noch mit 
Anpassungen zu rechnen.

Steuerermäßigung für haushaltsnahe 
Dienst- und Handwerkerleistungen

Steuerpflichtige können für die Inanspruchnahme 
von haushaltsnahen Beschäftigungsverhältnissen und 
Dienstleistungen sowie Handwerkerleistungen steu-
erliche Vergünstigungen in Anspruch nehmen. Dazu 
gehören:

Kosten für Gesamtansatz
maximal

Ersparnis
maximal

Haushaltsnahe Minijobs 
mit Haushaltscheckver-
fahren (20 % von höchs-
tens)

2.550 € 510 €
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das Wachstumschancengesetz (siehe auch Beitrag 1).
Zu den Zuwendungen gehören alle Aufwendungen des 
Arbeitgebers einschließlich Umsatzsteuer unabhängig 
davon, ob sie einzelnen Arbeitnehmern zurechenbar 
sind oder ob es sich um den rechnerischen Anteil an 
den Kosten der Betriebsveranstaltung handelt, die der 
Arbeitgeber gegenüber Dritten für den äußeren Rahmen 
der Betriebsveranstaltung aufwendet.
Beispiel: Die Aufwendungen für eine Betriebsveranstal-
tung betragen 10.000 €. Der Teilnehmerkreis setzt sich 
aus 75 Arbeitnehmern zusammen, von denen 25 von je 
einer Person begleitet werden. Die Aufwendungen sind 
auf 100 Personen zu verteilen, sodass auf jede Person ein 
geldwerter Vorteil von 100 € entfällt. 
Sodann ist der auf die Begleitperson entfallende geld-
werte Vorteil dem jeweiligen Arbeitnehmer zuzurech-
nen. 50 Arbeitnehmer haben somit einen geldwerten 
Vorteil von 100 €, der den Freibetrag von 110 € nicht 
übersteigt und daher nicht steuerpflichtig ist. 
Bei 25 Arbeitnehmern beträgt der geldwerte Vorteil 200 
€. Nach Abzug des Freibetrags von 110 € ergibt sich für 
diese Arbeitnehmer ein geldwerter Vorteil von jeweils 
90 €. Er bleibt dann sozialversicherungsfrei, wenn ihn 
der Arbeitgeber mit 25 % pauschal besteuert. 
Ungeklärt war in diesem Zusammenhang, wie mit 
den Kosten für Absagen von Kollegen zu verfahren 
ist, die an der Feier nicht teilnehmen können, für die 
die Kosten aber dennoch angefallen sind. Dazu äußert 
sich das Finanzgericht Köln (FG) in seiner Entscheidung 
vom 27.6.2018 zugunsten der Steuerpflichtigen. Danach 
wären Absagen von Kollegen anlässlich einer Betriebs-
veranstaltung steuerrechtlich nicht zulasten der tatsäch-
lich Feiernden gegangen.
Anders sieht das der Bundesfinanzhof in seinem Urteil 
vom 29.4.2021. Nach seiner Auffassung ist der Ansatz 
der Zuwendungen anteilig auf die Teilnehmer und deren 
Begleitpersonen zu berechnen. Bei dem Wertansatz sind 
alle Aufwendungen zu berücksichtigen, welche mit der 
Veranstaltung in Zusammenhang stehen, unerheblich 
davon, ob die Arbeitnehmer dadurch einen Vorteil haben 

Sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigungs-
verhältnisse, haushalts-
nahe Dienstleistungen, 
Pflege- und Betreuungs-
leistungen, mit einer Hilfe 
im Haushalt vergleichbare 
Aufwendungen bei Unter-
bringung im Heim (20 % 
von höchstens)

20.000 € 4.000 €

Handwerkerleistungen 
(20 % der Arbeitsleistung 
von höchstens)

6.000 € 1.200 €

Gesamt: 28.550 € 5.710 €

Eine allgemeine Anspruchsvoraussetzung für die 
Gewährung der Steuerermäßigung stellt die Leistungs-
erbringung im Haushalt des Steuerpflichtigen dar. 
Der räumliche Bereich, in dem sich der Haushalt ent-
faltet, wird regelmäßig durch die Grundstücksgrenzen 
abgesteckt. Ausnahmsweise können auch Leistungen 
begünstigt sein, die jenseits dieser Grenzen auf fremdem 
Grund erbracht werden.
Eine weitere Voraussetzung für die Inanspruchnahme der 
Steuerermäßigung für haushaltsnahe Dienstleistungen 
oder Handwerkerleistungen ist, dass der Steuerpflichtige 
für die Aufwendungen eine Rechnung erhalten hat und 
die Zahlung auf das Konto des Erbringers der Leistung 
erfolgt ist.

Weihnachts-/Betriebsfeier

Zuwendungen für Betriebsveranstaltungen wie „Weih-
nachtsfeiern“ bleiben bis zu einem Betrag i.H. von 110 € 
steuerfrei, auch wenn der Betrag pro Veranstaltung und 
Arbeitnehmer überschritten wird. Nur der überschrit-
tene Betrag ist dann steuer- und sozialversicherungs-
pflichtig. Geplant ist eine Anhebung auf 150 € durch 
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Geschenk zum Jahresende überreichen, kann er auch 
die besondere Pauschalbesteuerung nutzen. 

Auch Geschenke an Mitarbeiter können danach bis zu 
einer Höhe von 10.000 € pro Jahr bzw. pro Arbeitnehmer 
vom Arbeitgeber mit 30 % (zzgl. Soli-Zuschlag und pau-
schaler Kirchensteuer) pauschal besteuert werden. Sie 
sind allerdings sozialversicherungspflichtig. In diesem 
Fall kann der Arbeitgeber die Aufwendungen aber als 
Betriebsausgaben ansetzen.

Abschreibung von geringwertigen 
Wirtschaftsgütern

Sofortabschreibung: GWG, deren Anschaffungs- und 
Herstellungskosten 800 € nicht übersteigen, kön-
nen im Jahr der Anschaffung oder Herstellung sofort 
abgeschrieben werden. Wird von dem Recht Gebrauch 
gemacht, sind GWG, die den Betrag von 250 € über-
steigen, in einem laufenden Verzeichnis zu erfassen, 
es sei denn, diese Angaben sind aus der Buchführung 
ersichtlich. Entscheidet sich der Unternehmer für die 
Sofortabschreibung der GWG unter 800 €, gelten für 
Wirtschaftsgüter über 800 € die allgemeinen Abschrei-
bungsregelungen.

Sammelposten: Nach wie vor besteht die Möglichkeit, 
GWG über 250 € und unter 1.000 € in einen jahresbe-
zogenen Sammelposten einzustellen und über fünf 
Jahre abzuschreiben. Sie brauchen dann nicht in ein 
laufendes Verzeichnis aufgenommen zu werden. Auch 
Wirtschaftsgüter unter 250 € können in den Sammelpos-
ten aufgenommen werden und müssen nicht zwingend 
im Jahr der Anschaffung voll abgeschrieben werden.

Anmerkung: Es gilt zu beachten, dass das Wahlrecht für 
die Sofortabschreibung oder den Sammelposten für alle 
in einem Wirtschaftsjahr angeschafften Wirtschaftsgüter 
nur einheitlich ausgeübt werden kann. 

GWG-Wirtschaftsgüter sowie GWG-Sammelposten sind 
auch Themen im vorläufigen Entwurf des Wachstums-
chancengesetzes (siehe auch Beitrag 1). Geplant ist, die 
Abschreibungsdauer von 5 auf 3 Jahre zu verringern.

Sonderabschreibung für kleine 
und mittlere Unternehmen

Kleine und mittlere Unternehmen profitieren von der 
Sonderabschreibung von bis zu 20 %. Werden beweg-
liche Wirtschaftsgüter wie z.B. Maschinen angeschafft, 
können – unter weiteren Voraussetzungen – im Jahr der 
Anschaffung oder Herstellung sowie in den folgenden 
vier Wirtschaftsjahren zur normalen Abschreibung 
zusätzlich Sonderabschreibungen i.H. von insgesamt 
bis zu 20 % in Anspruch genommen werden. Mit dem 
Wachstumschancengesetz ist eine Erhöhung auf 50 % 
geplant.

Der Unternehmer kann entscheiden, in welchem Jahr er 
wie viel Prozent der Sonderabschreibung beanspruchen 
will und damit die Höhe des Gewinns steuern.

Für alle Einkunftsarten gilt eine einheitliche Gewinn-
grenze i.H. von 200.000 € für die Sonderabschreibung. 

oder nicht. Anschließend sind diese Kosten gleichmäßig 
auf die „teilnehmenden“ Arbeitnehmer aufzuteilen.
Anmerkung: Durch diese Entscheidung können sich 
lohnsteuerliche Folgen für den Arbeitnehmer ergeben, 
die zu einer übermäßigen Steuerlast führen. Denn in 
einem solchen – praxisnahen – Fall müsste der Arbeit-
nehmer ein Mehr an Zuwendung versteuern als ihm der 
Arbeitgeber zugedacht hat. In der Regel versteuert der 
Arbeitgeber den Mehrbetrag aber pauschal.
Bitte beachten Sie! Eine begünstigte Weihnachts-/
Betriebsveranstaltung liegt nur dann vor, wenn sie 
allen Angehörigen des Betriebs oder eines Betriebsteils 
grundsätzlich offensteht. Eine Betriebsveranstaltung 
wird als „üblich“ eingestuft, wenn nicht mehr als zwei 
Veranstaltungen jährlich durchgeführt werden. Auf die 
Dauer der einzelnen Veranstaltung kommt es nicht an. 
Demnach können auch mehrtägige Betriebsveranstal-
tungen begünstigt sein.

Geschenke an Geschäftsfreunde

Geschenke – insbesondere zum Jahresende – also 
„Sachzuwendungen“ an Personen, die nicht Arbeit-
nehmer des Unternehmers sind – wie z.B. Kunden oder 
Geschäftsfreunde –, dürfen als Betriebsausgaben abge-
zogen werden, wenn die Kosten der Gegenstände pro 
Empfänger und Jahr 35 € ohne Umsatzsteuer (falls der 
Schenkende zum Vorsteuerabzug berechtigt ist) nicht 
übersteigen. Geplant ist eine Anhebung auf 50 € durch 
das Wachstumschancengesetz (siehe auch Beitrag 1).
Ist der Betrag höher oder werden an einen Empfänger 
im Wirtschaftsjahr mehrere Geschenke überreicht, deren 
Gesamtkosten 35 € übersteigen, entfällt die steuerliche 
Abzugsmöglichkeit in vollem Umfang. Diese Grenze gilt 
nicht, wenn das Geschenk vom Empfänger ausschließ-
lich betrieblich genutzt wird.
Eine Ausnahme sind Geschenke bis 10 €. Hier geht der 
Fiskus davon aus, dass es sich um Streuwerbeartikel 
handelt. Hierfür entfällt auch die Aufzeichnungspflicht 
der Empfänger. 
Der Zuwendende darf aber Aufwendungen von bis zu 
10.000 € im Jahr pro Empfänger mit einem Pauschal-
steuersatz von 30 % (zzgl. Soli-Zuschlag und pauschaler 
Kirchensteuer) versteuern. Der Aufwand stellt jedoch 
keine Betriebsausgabe dar! Der Empfänger ist von der 
Steuerübernahme zu unterrichten. 
Geschenke an Geschäftsfreunde aus ganz persönlichem 
Anlass (Geburtstag, Hochzeit und Hochzeitsjubiläen, 
Kindergeburt, Geschäftsjubiläum) im Wert bis 60 € müs-
sen nicht pauschal besteuert werden. Das gilt auch für 
Geschenke an Arbeitnehmer (siehe folgenden Beitrag). 
Übersteigt der Wert für ein „Geschenk an Geschäfts-
freunde“ jedoch 35 €, ist es nicht als Betriebsausgabe 
absetzbar!

Geschenke an Arbeitnehmer

Will der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern neben 
den üblichen Zuwendungen (Blumen o. Ä.) auch ein 
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lung der Bestände im Jahr nur einmal und es existieren 
keine unterjährigen Bewegungsaufzeichnungen hierzu. 
Gerade in diesen Fällen fällt der Inventur per 31.12. eine 
besondere Bedeutung zu. 
Der Bestand an Waren und unfertigen (noch nicht 
abgerechneten) Leistungen per 31.12. ist in vieler 
Hinsicht von entscheidender Bedeutung. Er stellt oft 
den wesentlichen Vermögenswert des Unternehmens 
dar. Hat er sich gegenüber dem Vorjahr erhöht, so wird 
die Differenz das Jahresergebnis verbessern, hat sich der 
Wert vermindert, so vermindert die Differenz das Jahres-
ergebnis. Insoweit ist es für jeden Unternehmer, je nach 
Umfang seiner Bestände, bedeutsam den Inventurwert 
per 31.12. möglichst exakt zu ermitteln. Ohne ordentli-
che Inventur kann in vielen Fällen kein korrektes Jahres-
ergebnis ermittelt werden. Auch eine Plausibilisierung 
und Mehrjahresvergleichbarkeit des Zahlenmaterials ist 
ohne exakte Inventur oft nicht möglich. 
Die Inventur (der Vorgang: Zählen, Messen, Wiegen, 
Bewerten) muss auf den 31.12. vorgenommen werden. 
Erfolgt die Durchführung kurz vor oder nach dem 31.12., 
so sind die Zu- und Abgänge zwischen dem Aufnahme-
tag (Zähltag) und dem 31.12. zu- oder abzurechnen. 
Je nach Höhe des Vorratsvermögens steigen die Anfor-
derungen an die Qualität und den Umfang der Inventur. 
Während man Bestände mit einem Wert von wenigen 
Hundert oder nur ein paar Tausend Euro noch schnell 
ermitteln oder notfalls auch schätzen kann, stellen 
Bestände mit höheren Werten, zu prüfende Bilanzposi-
tionen dar. Gerade diese Position kann für den Gewinn, 
den Verlust oder das Vermögen des Unternehmens ent-
scheidend sein. Das Finanzamt vermutet hier oft eine 
Herabsetzung der tatsächlichen Werte und die Banken 
vermuten möglicherweise eine Heraufsetzung der tat-
sächlichen Werte. 
Je nach Umfang der Bestände, gilt es die Inventur gut 
vorzubereiten. Auch eine schriftliche Inventuranweisung 
kann sinnvoll sein. Dies erleichtert die Inventurarbeiten 
auch in den Folgejahren. Eine Inventur muss den Grund-
sätzen der Vollständigkeit, Richtigkeit, Einzelerfassung 
und Nachprüfbarkeit genügen. Knappe, jedoch präzise 
und klar formulierte Inventuranweisungen stellen die 
Einhaltung dieser Grundsätze bei der Durchführung der 
Bestandsaufnahme sicher. 
Im ersten Schritt der Inventur geht es um die sichere 
Feststellung der Mengen für jedes einzelne bewertbare 
Gut. Es wird der Bestand an Waren und Vorräten ermittelt. 
Die Bewertung erfolgt dann zum letzten Einstandspreis 
oder mit dem am 31.12. evtl. niedrigeren Handelswert. 
Bei unfertigen Leistungen wie noch nicht fertig gestell-
ten Aufträgen / Baustellen etc. sind die verbrauchten 
Materialien, Mitarbeiterstunden und etwaige Subun-
ternehmerleistungen zu ermitteln. Zusätzlich hierzu ist 
der Fertigungsstand im Verhältnis zum Gesamtauftrag 
festzuhalten. Die Bewertung unfertiger Leistungen 
erfolgt nach den bis zum Stichtag angefallenen, antei-
ligen Herstellungskosten.

Aufbewahrungsfristen

Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem Schluss des 
Kalenderjahres, in dem die letzte Eintragung in das Buch 
gemacht, das Inventar, die Eröffnungsbilanz, der Jahres-
abschluss oder der Lagebericht aufgestellt, der Handels- 
oder Geschäftsbrief empfangen oder abgesandt worden 
oder der Buchungsbeleg entstanden ist. Im Einzelnen 
können nachfolgend aufgezeigte Unterlagen nach dem 
31.12.2023 vernichtet werden: 
•	 Aufbewahrungsfrist 10 Jahre*: Bücher, Inventare, 

Bilanzen, Rechnungen und Buchungsbelege 
(Offene-Posten-Buchführung) – d. h. Bücher mit 
Eintragung vor dem 1.1.2014, Bilanzen und Inven-
tare, die vor dem 1.1.2014 aufgestellt sind, sowie 
Belege mit Buchfunktion.

•	 Aufbewahrungsfrist 6 Jahre*: Empfangene Handels- 
und Geschäftsbriefe sowie Kopien von abgesandten 
Handels- und Geschäftsbriefen, sonstige Unterlagen 
– d. h. Unterlagen und Lohnkonten, die vor dem 
1.1.2018 entstanden sind.

* Dies gilt nicht, soweit entsprechende Steuerbescheide 
dieser Jahre noch nicht endgültig und soweit Rechtsbe-
helfs- oder Klageverfahren anhängig sind.

Inventur 31.12.

Nicht nur die Festtage stehen vor der Tür, auch die all-
jährlichen Jahresendarbeiten im Unternehmen gilt es 
sorgfältig zu planen und durchzuführen. Im Nachgang, 
zum Zeitpunkt der Bilanzerstellung, oft erst Monate 
später, ist dies nicht mehr möglich. Stichtag ist bei den 
meisten Unternehmen der 31.12.. Auf diesen Tag wird – 
je nach Betriebsgröße – mehr oder weniger aufwändig 
der Jahresabschluss des Unternehmens erstellt. Je nach 
Betriebsart bildet hier der Bestand an Waren, unferti-
gen Erzeugnissen, angefangenen aber noch nicht fertig 
gestellten Aufträgen etc., einen wesentlichen Vermö-
genswert. Diesen Bestand gilt es zum 31.12. zu ermitteln.
Bestimmte Vermögensposten der Bilanz gilt es durch 
Wiegen, Messen oder Zählen regelmäßig, mindestens 
jedoch einmal im Jahr, auf ihre Menge festzustellen 
und auf ihre Vollständigkeit und Werthaltigkeit hin 
zu überprüfen. 
Für das Anlagevermögen (Maschinen, Anlagen, Fahr-
zeuge, Betriebs- und Geschäftsausstattung etc.) wird 
durch uns im Rahmen der laufenden Buchhaltung bzw. 
der Jahresabschlussarbeiten das Anlageverzeichnis 
erstellt. Das noch Vorhandensein der dort aufgeführten 
Gegenstände, die Werthaltigkeit und evtl. das Nachtra-
gen noch nicht aufgenommener Zugänge gilt es dann 
bis zur Fertigstellung des Jahresabschlusses zu prüfen. 
Problematischer sind die Vorräte an Waren und unfer-
tigen Leistungen. In vielen Fällen verfügt das Unter-
nehmen nicht über ein Warenwirtschaftssystem oder 
eine andere Bestandsführung. Aber selbst diese fortge-
schriebenen Bestände gilt es zum Bilanzstichtag durch 
manuelles Zählen, Messen und Wiegen zu überprüfen. 
In einer großen Zahl von Betrieben erfolgt die Feststel-
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nötigen Umsetzungsstrukturen. Ausgenommen 
sind Kleinbetragsrechnungen und Fahrausweise. 

Entnahme von Alt-Photovoltaikanlagen

Vor dem 1.1.2023 wurden Photovoltaikanlagen, die 
sowohl für unternehmerische als auch für private Zwe-
cke genutzt wurden, regelmäßig dem Unternehmens-
vermögen zugeordnet. Betreiber konnten die Vorsteuer 
aus dem Kauf der Anlage abziehen, mussten aber sowohl 
den verkauften Strom als auch den selbst genutzten 
Strom versteuern. Mit der Einführung des Nullsteuersat-
zes zum 1.1.2023 können Betreiber nun die Photovolta-
ikanlage steuerfrei aus dem Unternehmensvermögen 
entnehmen und müssen selbst genutzten Strom nicht 
mehr versteuern.
Die Finanzverwaltung in NRW hat dazu unter Hinweis auf 
das Bundesministerium für Finanzen Stellung bezogen. 
Eine Entnahme der gesamten Photovoltaikanlage ist 
nur möglich, wenn voraussichtlich mehr als 90 % der 
Anlage für nichtunternehmerische Zwecke verwendet 
werden. Wird ein Teil des erzeugten Stroms zum Laden 
eines Privatfahrzeugs, dem Betrieb einer Wärmepumpe 
oder dem Laden einer Batterie (nicht inbegriffen trag-
bare Batterien und Powerbanks) verwendet, wird aus 
Vereinfachungsgründen davon ausgegangen, dass die 
Anlage mehr als 90 % für nichtunternehmerische Zwe-
cke genutzt wird. Diese Regelung gilt selbst dann, wenn 
mehr als 10 % des Stroms nach Entnahme tatsächlich 
weiter veräußert werden.
Sind die Bedingungen für die Entnahme erfüllt, kann 
diese dem Nullsteuersatz unterworfen werden. Die 
Entnahme kann entweder in der Voranmeldung, in der 
Jahressteuererklärung oder schriftlich gegenüber dem 
zuständigen Finanzamt erklärt werden. Es ist keine Vor-
steuerberichtigung erforderlich und der ursprünglich 
in Anspruch genommene Vorsteuerabzug kann nicht 
rückwirkend verweigert werden.
Auch nach der Entnahme der Photovoltaikanlage ist die 
Lieferung von Strom an den Netzbetreiber eine unter-
nehmerische Tätigkeit und grundsätzlich steuerpflichtig. 
Bei Anwendung der Kleinunternehmerregelung wird 
diese Steuer nicht erhoben. Wenn der Betreiber beim 
Kauf der Anlage auf die Anwendung der Kleinunterneh-
merregelung verzichtet hat, ist er für fünf Jahre an die 
Steuerpflicht gebunden.

Mindestlohn steigt in zwei Stufen

Die unabhängige Mindestlohnkommission berät alle 
zwei Jahre, um der Bundesregierung dann die Anpas-
sung der Lohnuntergrenze vorzuschlagen. So ist es 
im Mindestlohngesetz vorgesehen. In dem Gremium 
beraten jeweils drei stimmberechtigte Arbeitgeber- und 
Gewerkschaftsvertreter, ein oder eine Vorsitzende sowie 
zwei Wissenschaftler.
Zum 1.10.2022 hatte die Bundesregierung den Min-
destlohn ausnahmsweise per Gesetz angehoben – von 
10,45 € auf 12 € pro Stunde. Nach einer Entscheidung 

Elektronische Rechnung soll 
Pflicht im B2B-Bereich werden

Die elektronische Rechnung im B2B-Sektor (Geschäfts-
beziehungen zwischen zwei oder mehr Unternehmen) 
soll ab dem 1.1.2025 Pflicht werden, sofern der leistende 
Unternehmer und der Leistungsempfänger im Inland 
ansässig sind. 
Regelungen dazu finden sich im aktuellen Gesetzesent-
wurf des Wachstumschancengesetzes. Ab dem 1.1.2025 
wird eine E-Rechnung definiert als Rechnung, die in 
einem strukturierten elektronischen Format ausgestellt, 
übermittelt und empfangen wird und eine elektronische 
Verarbeitung ermöglicht. Sie muss der europäischen 
Norm für die elektronische Rechnungsstellung (Norm 
EN16931) und der Liste der entsprechenden Syntaxen 
gemäß der Richtlinie 2014/55/EU entsprechen.
Beispiele für Formate, die diesen Anforderungen entspre-
chen, sind die XRechnung und das hybride ZUGFeRD-

Format, welches eine Kombination aus PDF-Dokument 
und XML-Datei darstellt. Durch die Definitionsänderung 
gilt eine einfache PDF-Rechnung, die per Mail versendet 
wurde, ab dem 1.1.2025 nicht mehr als elektronische 
Rechnung.
Aufgrund des hohen Umsetzungsaufwands für die 
deutsche Wirtschaft sieht der Gesetzgeber Übergangs-
regelungen für die Jahre 2025 bis 2027 vor. Bis Ende 
2025 dürfen B2B-Umsätze aus 2025 weiterhin als Papier-
rechnung übermittelt werden, sowie elektronische 
Rechnungen nach alter Definition mit Zustimmung des 
Rechnungsempfängers. Im Zeitraum 2026 bleiben die 
Regelungen gleich, mit der zusätzlichen Voraussetzung, 
dass der Rechnungssteller einen maximalen Vorjahres-
umsatz von 800.000 € erwirtschaftet hat.
Ab 2027 werden Papierrechnungen grundsätzlich unzu-
lässig. Ab 2028 sind dann ausschließlich Rechnungen, 
die den neuen gesetzlichen Regelungen entsprechen, 
erlaubt. Aufgrund des hohen Umsetzungsaufwands 
empfiehlt sich eine zeitnahe Implementierung der 
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Ausgelöst hatte die Frage ein Steuerpflichtiger, der mit 
verschiedenen Kryptowährungen handelte und diese 
teilweise innerhalb einer kurzen Zeit an- und wieder 
verkaufte. Für das Finanzamt stellte dieser Handel 
steuerpflichtige Veräußerungsgewinne dar. Der BFH 
übernahm diese Ansicht. Bei Kryptowährungen liegt 
ein Wirtschaftsgut vor. Ein Wirtschaftsgut meint neben 
Sachen und Rechten auch tatsächliche Zustände, Mög-
lichkeiten und Vorteile, deren Erlangung sich der jewei-
lige Steuerpflichtige etwas kosten lässt und die einer 
gesonderten, selbstständigen Bewertung zugänglich 
sind. Der Eigenschaft als Wirtschaftsgut stehen auch 
technische Details nicht entgegen. Es entsteht dem-
nach eine Steuerpflicht auf Veräußerungsgewinne aus 
Kryptowährungen wie Bitcoin, Etherum oder Monero, 
wenn diese innerhalb eines Jahres gekauft und wieder 
verkauft werden.

1-%-Regelung bei Handwerkerfahrzeug

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Beschluss vom 
31.5.2023 entschieden, dass die 1-%-Regelung auch 
auf ein als LKW eingestuftes, zweisitziges „Handwerker-
fahrzeug“ anzuwenden ist, wenn es für private Fahrten 
genutzt wird.
Ein Hausmeisterservice hatte zwei Fahrzeuge in seinem 
Betriebsvermögen: einen Mercedes Benz Vito und einen 
Multicar M26 Profiline. Der Unternehmer hatte kein wei-
teres Fahrzeug in seinem Privatvermögen und erklärte 
keine Entnahme wegen einer möglichen Privatnutzung 
der Fahrzeuge.
Aufgrund der Sachlage, dass der Steuerpflichtige kein 
privates Fahrzeug besaß, ging das Finanzamt davon aus, 
dass der Mercedes Benz Vito auch privat genutzt wurde 
und wandte die 1-%-Regelung an, obwohl das Fahrzeug 
als LKW eingestuft und nur mit zwei Sitzen ausgestattet 
war. Die darauffolgende Klage des Unternehmers wurde 
vom Finanzgericht abgewiesen, was auch durch den BFH 
bestätigt wurde.

der Mindestlohnkommission soll der Mindestlohn ab 
1.1.2024 auf 12,41 € steigen und ab 1.1.2025 auf 12,82 €.
Die Mindestlöhne in der Altenpflege steigen zum 
1.12.2023 auf 14,15 € für Pflegehilfskräfte, für qualifi-
zierte Pflegehilfskräfte auf 15,25 € und für Pflegefach-
kräfte auf 18,25 €.
Hinweis: In einigen Branchen gelten u.U. höhere 
Mindestlohnsätze. Eine Liste steht auf der Homepage  
www.bmas.de zur Verfügung.

Meldepflicht für Plattformenbetreiber

Seit dem 1.1.2023 ist das Plattformen-Steuertranspa-
renzgesetz (PStTG) in Kraft, wonach Betreibende digi-
taler Plattformen verpflichtet sind, den Finanzbehörden 
Transaktionen zu melden, die dort abgewickelt werden. 
Betroffene Plattformen sind neben eBay, Amazon, Klein-
anzeigen (ehemals eBay-Kleinanzeigen), Etsy, Bookloo-
ker und Mobile.de auch Plattformen wie Airbnb sowie 
Uber. Plattformen, auf denen kein direktes Rechtsge-
schäft abgeschlossen wird, wie Jobbörsen und Vermitt-
lungsportale, sind von der Meldepflicht ausgenommen.
Die Meldung hat elektronisch an das Bundeszentralamt 
für Steuern (BZSt) zu erfolgen. Es wird nicht zwischen 
privaten oder gewerblichen Anbietern unterschieden. 
Stichtag der Meldung für das Kalenderjahr 2023 ist der 
31.1.2024. Sie ist jedoch erst oberhalb gewisser Grenzen 
erforderlich. Wenn jemand auf einer Plattform innerhalb 
eines Jahres mindestens 30 Verkäufe tätigt oder mehr als 
2.000 € gutgeschrieben bekommt, werden u.a. folgende 
Daten gemeldet: Name und Anschrift, Geburtsdatum, 
Steuer-ID, USt-ID (falls vorhanden) sowie Bankverbin-
dung, Gesamtbetrag und Zahl der Tätigkeiten je Quartal 
für den Meldezeitraum.
Es reicht aus, wenn eine der Grenzen überschritten wird, 
nur wenn beide Grenzen gleichzeitig unterschritten 
werden, wird von einer Meldung abgesehen. Das BZSt 
übermittelt die gemeldeten Daten in einem zweiten 
Schritt an die Finanzämter der Verkaufenden. Es steht 
zu erwarten, dass Verkäufer künftig vermehrt Nachfra-
gen von ihrem Finanzamt bekommen werden. Auch 
strafrechtliche Aspekte sind in diesem Zusammenhang 
denkbar.
Durch das Gesetz ändert sich im Übrigen nichts bei der 
einkommensteuerlichen Wertung der von den Plattfor-
men gemeldeten Einnahmen, also z.B. der Eingruppie-
rung als gewerbliche Einkünfte, Einkünfte aus Vermie-
tung und Verpachtung oder als Einkünfte aus privaten 
Veräußerungsgeschäften. Neben der Einkommensteuer 
können auch Umsatz- und Gewerbesteuer anfallen.

Veräußerungsgewinne bei 
Kryptowährungen sind steuerpflichtig

Die Geschäfte mit Kryptowährungen werden interna-
tional immer bekannter und häufiger. Das gilt auch für 
Deutschland. Nun musste der Bundesfinanzhof (BFH) 
sich mit der Frage beschäftigen, ob der Verkauf bzw. 
Tausch mit Kryptowährungen ein steuerpflichtiges pri-
vates Veräußerungsgeschäft darstellt.
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Herr Vincenzo Ferraraccio  - Auszubildender, 
ist seit 1. September 2023 neu in unserem Team.

Frau Larissa Oarcea - Kauffrau für Büromanagement,  
ist seit 1. November 2023 neu in unserem Team.

Frau  Aleksandra Puric,  - Steuerfachangestellte,  
ist seit 1. September 2023 neu in unserem Team.

Frau Corinna Jungmann, hat ihr Studium zum  
B.A. RSW Steuern- und Prüfungswesen   

erfolgreich abgeschlossen 

Frau Angela Mastromatteo  - Auszubildende,  
ist seit 1. September 2023 neu in unserem Team.

Frau Leonie Betz,  - Studentin der Dualen Hochschule, 
ist seit 1. Oktober 2023 neu in unserem Team.

Herr Baris Erbak, hat sein Studium zum  
B.Sc. Steuern und Wirtschaftsprüfung  

erfolgreichabgeschlossen

Frau Yasemin Karagöl,  - Steuerfachangestellte,  
ist seit 1. April 2023 wieder zurück in unserem Team.
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